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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie den Richter Ing.
Mag. Franz SANDRIESSER und den fachkundigen Laienrichter Helmut WEIR als Beisitzer Gber die Beschwerde des XXXX,
geb. XXXX, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle XXXX, vom 15.07.2019,
Sozialversicherungsnummer: XXXX, betreffend die Feststellung, dass die Voraussetzungen fiir die Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund
einer Behinderung" nicht vorliegen, zu Recht erkannt:

A)

Gemald 8 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG),BGBI. | Nr. 33/2013 idgF. iVm. 88 42 und 45
Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 22/1970 idF.BGBI. | Nr. 138/2013 wird die gegen den angefochtenen
Bescheid erhobene Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefuihrer (im Folgenden: BF) brachte am 01.02.2019 beim Sozialministeriumservice, Landesstelle
Karnten (im Folgenden: belangte Behorde), einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in
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den Behindertenpass samt medizinische Beilagen ein.

2. Im Rahmen des seitens der belangten Behorde durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens wurde ein medizinisches
aktenmaéRiges Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX, Arztin fir Allgemeinmedizin, vom 28.05.2019 eingeholt.

In diesem aufgrund der Aktenlage erstellten Sachverstandigengutachten wurde bezlglich der Zumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel Folgendes festgehalten:

"Unter Berucksichtigung der vorliegenden Gesundheitsschadigungen besteht kein Hinweis auf eine hochgradige
Einschrankung der Mobilitdt bzw. der korperlichen Belastbarkeit und ist somit die Benutzung eines o6ffentlichen
Verkehrsmittels zumutbar."

3. Mit Bescheid der belangten Behoérde vom 15.07.2019 wurde der Antrag des BF auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung oOffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund
einer Behinderung" gem. 88 42 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG), BGBI. 283/1990, idgF, abgewiesen.

Dieser Bescheid wurde auf das im Zuge des behodrdlichen Ermittlungsverfahrens eingeholte
Sachverstandigengutachten vom 28.05.2019 gestutzt.

Begrindend wurde ausgefuhrt, die Ergebnisse des arztlichen Begutachtungsverfahrens seien als schltssig erkannt und
in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zu Grunde gelegt worden. Die BenUtzung 6ffentlicher Verkehrsmittel sei
insbesondere bei Vorliegen erheblicher Funktionseinschrankungen unzumutbar. Die Benultzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel sei dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke (300 bis 400 Meter) nicht aus eigener Kraft und
ohne fremde Hilfe, auch unter der Verwendung der zweckmaRigsten Behelfe, ohne Unterbrechung zurlckgelegt
werden kénne oder wenn die Verwendung des erforderlichen Behelfs die Benltzung des &6ffentlichen Transportmittels
in hohem Maf3 erschweren wirde. Die BenlUtzung 6ffentlicher Verkehrsmittel sei auch dann nicht zumutbar, wenn sich
die dauerhafte Gesundheitsschadigung auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in
einem offentlichen Verkehrsmittel unter Berlcksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieses Verkehrsmittels
angegebenen Bedingungen auswirke. Wie dem Sachverstandigengutachten jedoch zu entnehmen sei, lagen die
Voraussetzungen flr die Zusatzeintragung derzeit nicht vor, weshalb der Antrag abzuweisen sei.

4. Gegen diesen Bescheid wurde innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben. Der BF ersuchte unter Verweis auf
seinen Gesundheitszustand um neuerliche Beurteilung seines Ansuchens.

5. Am 14.08.2019 langte beim Bundesverwaltungsgericht (im Folgenden: BVwG) die gegenstandliche Beschwerde samt
dazugehdrigem Verwaltungsakt ein.

6. Mit Schreiben des BVWG vom 27.09.2019, ZI. G304 2222405-1/2Z, wurde Dr. XXXX, Arztin fir Allgemeinmedizin bzw.
Arztin fur Orthopadie und Traumatologie, ersucht, ein Sachverstindigengutachten auf der Grundlage der
Einschatzungsverordnung zu erstellen und dieses "binnen sechs Wochen ab Begutachtung dieser Anordnung" dem
BVWG zu Ubermitteln.

Mit weiterem Schreiben des BVwG vom 27.09.2019, ZI. G304 2222405-1/2Z, wurde der BF aufgefordert, sich am
04.11.2019 um 19:00 Uhr bei Dr. XXXX zur arztlichen Begutachtung einzufinden.

7.In dem eingeholten Gutachten von Dr. XXXX vom 04.11.2019 wurde nach Begutachtung der BF am 04.11.2011 ihr die
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel fur zumutbar gehalten.

8. Mit Verfligung des BVWG vom 22.11.2019, ZI. G304 2222405-1/4Z, dem BF zugestellt am 29.11.2019, wurde dem BF
das eingeholte Sachverstandigengutachten vom 04.11.2019 Ubermittelt und ihm zur Wahrung des Parteiengehdrs die
Gelegenheit eingerdumt, binnen zwei Wochen ab Zustellung dieser Verfligung dazu Stellung zu nehmen.

9. Eine Stellungnahme dazu ist beim BVwG bis dato nicht eingelangt.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der BF ist im Besitz eines Behindertenpasses.

Die Voraussetzungen fir die Zusatzeintragung "Die Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung auf Grund einer Behinderung ist nicht zumutbar" liegen nicht vor.
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2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt |. angeflihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Inhalt
des vorgelegten Verwaltungsaktes und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwG.

2.2. Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwWGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefuhrten Verfahren gemaR § 14 Abs. 2
Behinderteneinstellungsgesetz im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder die
Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (VwGH vom 20.03.2001, GZ
2000/11/0321).

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachversténdige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil grindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als

Beweismittel unbrauchbar; die Behorde, die eine so geartete

AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maRgeblichen
Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwGH vom 17.02.2004, GZ2002/06/0151).

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des drztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Der Verwaltungsgerichtshof fuhrte aber in diesem Zusammenhang auch aus, dass keine Verletzung des
Parteiengehors vorliegt, wenn einem Antrag auf Einholung eines zusatzlichen Gutachtens nicht stattgegeben wird
(VWGH vom 25.06.1987, 87/06/0017).

2.3. Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das von
Amts wegen eingeholte Gutachten der Amtssachverstiandigen Dr. XXXX, Arztin fiir Allgemeinmedizin bzw. Facharztin fir
Orthopadie und Traumatologie, vom 04.11.2019 schlissig und nachvollziehbar.

Die Sachverstandige hielt in diesem Gutachten unter dem Unterpunkt "Gesamtmobilitat-Gangbild" fest:

"Der Klient kann sich selbststandig aus- und wieder ankleiden. Er kann selbststandig jeden Lagerungswechsel ohne
Hilfe durchflhren. Ein Stock als Gehhilfe wird benitzt. Das Gangbild ist aufrecht und gerade. Gestdrtes Abrollverhalten
links. Linksseitiges Hinken.

Er gibt an, er kdnne das 1. Stockwerk Gber die Treppe erreichen und bis zu 300 Meter weit gehen."

Im Gutachten, in welchem unter anderem auch das Beschwerdevorbringen des BF, dass er "fur langere Strecken
Walking Stocke oder sogar zwei Kricken verwenden muss", berlcksichtigt wurde, wurde keine erhebliche
Funktionseinschrankung festgestellt, und die

Zurlcklegung einer kurzen Wegstrecke, das Uberwinden von (blichen Niveauunterschieden und ein sicherer
Transport in 6ffentlichen Verkehrsmitteln unter Ublichen Transportbedingungen fir méglich gehalten.

Naher ausgefiuihrt wurde bezlglich der Zurtcklegbarkeit einer kurzen Wegstrecke, "ja, unter der zumutbaren
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Benutzung eines Gehstockes, sind dem Klienten kure Wegstrecken zumutbar", die Frage, ob dem BF "das Ein- und
Aussteigen bei einem Ublichen Niveauunterschied ohne fremde Hilfe mdglich" sei, bejaht, und die Frage, ob ein
sicherer Transport im offentlichen Verkehrsmittel unter den dblichen Transportbedingungen mdglich sei,
folgendermalen beantwortet:

"Ja, er kann freistehen, die oberen Extremitaten sind altersentsprechend beweglich, er kann sich somit ausreichend
gut festhalten."

Mit diesem im Beschwerdeverfahren seitens des BVwG eingeholten Sachverstdndigengutachten wurde somit
zusammengefasst die Zuriicklegung einer relevanten Wegstrecke, die Uberwindung von iiblichen Niveauunterschieden
und ein sicherer Transport in offentlichen Verkehrsmitteln fur méglich und demnach dem BF die Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel fir zumutbar gehalten.

Als "Schllssige Begrindung bei Veranderung bzw. abweichender Beurteilung hinsichtlich des bereits durch die
belangte Behorde in Auftrag gegebenen Gutachtens" wurde angefihrt:

"Die Einschatzung aus dem rezenten orthopadischen Vorgutachten entspricht den Leiden des Klienten und ist konform
mit der Einschatzungsverordnung. Die allgemeinmedizinischen Positionen sind ebenfalls unverandert."

Da der BF - binnen der ihm dazu gewahrten Frist und auch dartber hinaus - keine Einwendung gegen das ihm
vorgehaltene Sachverstandigengutachten vom 04.11.2019 erhoben hat, wird dieses gegenstandlicher Entscheidung in
freier Beweiswirdigung zugrunde gelegt.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemall &8 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

GemalR8 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemdal3§ 45 Abs. 3 BBG hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die im § 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes genannte Vereinigung entsendet die Vertreterin
oder den Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 des Bundesbehindertengesetzes anzuwenden. Fir
die Vertreterin oder den Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (§ 1 leg.cit.).

GemaR & 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR§ 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdérde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.
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Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

3.2. Zu Spruchteil A):

3.2.1. Gemal § 1 Abs. 2 Z 3 der am 01. Janner 2014 in Kraft getretenen Verordnung Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. II Nr. 495/2013 ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung
jedenfalls einzutragen, die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist

und

erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

erhebliche Einschrankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder

erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach
81 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d vorliegen.

3.2.2. Im seitens des erkennenden Gerichtes eingeholten als schlissig und nachvollziehbar erachteten, vom BF
unbestritten gebliebenen, arztlichen Gutachten von Dr. XXXX vom 04.11.2019 wurde keine erhebliche
Funktionseinschrankung festgestellt und sowohl die Zurticklegung einer kurzen - relevanten - Wegstrecke, als auch das
Ein- und Aussteigen bei Ublichen Niveauunterschieden und auch ein sicherer Transport unter Ublichen
Transportbedingungen und damit die BenuUtzung offentlicher Verkehrsmittel fur moglich bzw. dem BF fur zumutbar
gehalten.

Es wird folglich dem eingeholten Gutachten vom 04.11.2019 folgend dem BF die Benuitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
flr zumutbar gehalten und die gegenstandliche Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

3.3. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren.

Gemal 8 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurtickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zuriickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemal 8 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefiihrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden.

GemalR 8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
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Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.

Der EGMR hat in seinen Entscheidungen vom 10. Mai 2007, Nr. 7401/04 (Hofbauer/Osterreich Nr. 2), und vom 3. Mai
2007, Nr. 17.912/05 (Bosch/Osterreich), unter Hinweis auf seine friihere Rechtsprechung dargelegt, dass der
BeschwerdefUhrer grundsatzlich ein Recht auf eine mundliche Verhandlung vor einem Tribunal hat, auller es lagen
auBergewohnliche Umstande vor, die eine Ausnahme davon rechtfertigten. Der EGMR hat das Vorliegen solcher
auBergewohnlichen Umstdande angenommen, wenn das Verfahren ausschlie3lich rechtliche oder "hoch-technische"
Fragen ("exclusively legal or highly technical questions") betrifft. Der Gerichtshof verwies im Zusammenhang mit
Verfahren betreffend ziemlich technische Angelegenheiten ("rather technical nature of disputes") auch auf das
Bedurfnis der nationalen Behdrden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher Vorgangsweise, das angesichts der
sonstigen Umstande des Falles zum Absehen von einer mundlichen Verhandlung berechtige (VwWGH 03.10.2013,
2012/06/0221).

In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in Weiterfihrung seiner
bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren gebe, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa wenn keine
Fragen der Beweiswlrdigung auftraten oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien, sodass eine
Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen
Unterlagen entscheiden kénne (VwWGH 03.10.2013, 2012/06/0221).

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ist vor dem Hintergrund des vorliegenden, vom BF nicht bestrittenen
Sachverstandigengutachtens von Dr. XXXX vom 04.11.2019, welches als schlissig, nachvollziehbar und
widerspruchsfrei erachtet wird, geklart. Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte daher
abgesehen werden.

3.4. Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemal? § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlicher Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung.

Weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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